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Vorwort
Die chronische Unterfinanzierung der Kommunen seitens des Bundes und des Landes Hessen, wie auch die angespannte Finanzlage der Gemeinden im Allgemeinen, treffen auch auf die Riedkommunen Biblis, Bürstadt, Groß-Rohrheim und Lampertheim zu.

Großes Einsparpotential bietet hier eine engere, interkommunale Zusammenarbeit. Bereits jetzt arbeiten diese Kommunen im Mittelzentrum Ried gemeinsam. Dieses Arbeitspapier der Jusos Ried soll jedoch Ansätze zu einer Intensivierung der Zusammenarbeit sowie zur Kosteneinsparung bieten.
Die Jusos Ried sehen hierfür sieben Ansätze zur engeren Zusammenarbeit vor:
· Gewerbepool & Wirtschaft

· Verwaltung

· Bauhof

· Kläranlage & Müllentsorgung

· Schulen

· Erneuerbare Energien
· Breitbandversorgung

Ausgangspunkt für diese Bereiche sind erfolgreiche Modelle benachbarter Regionen und die Intensivierung bereits vorhandender Zusammenarbeit.
Als interessierte und politisch-engagierte Jugendliche möchten wir einen Beitrag zur Zukunft unserer Kommunen leisten und diese Ideen in den politischen Prozess mit einbringen. Manches mag in der Umsetzung einfacher sein als anderes, das Ziel, welches hinter den Ideen steht, kann nur in unserem aller Interesse sein. 



1. Ansatzpunkte zur interkommunalen Zusammenarbeit

1.1 Gewerbepool & Wirtschaft

Wirtschaftliches Wachstum im Einklang mit ökologischen Grundsätzen ist essentiell, um die Rolle als Gebiet im Mannheimer Speckgürtel progressiv und erfolgreich annehmen zu können. Eine gemeinsame Vermarktung und Bewerbung von Gewerbeflächen unter dem Titel „Wirtschafsstandort südliches Ried“ wird daher ausdrücklich begrüßt. 

Für alle vier Städte und Gemeinden ist jedoch, um gegenseitige Konkurrenz zu vermeiden, ein Anforderungsprofil zu erstellen, das Präferenzen zur Gewerbeansiedlung formuliert. Das nun zwischen Bürstadt und Lampertheim angestrebte Modell mit einem auf Gemarkung einer Kommune ausgewiesenen Gebiet, das gemeinsam mit Vetorecht aller beteiligten Kommunen vermarktet wird, wird begrüßt und sollte schnellstmöglich in Lösung eines Zweckverbandes auch auf andere Kommunen ausgeweitet werden. 

Es ist zudem eine engere Verzahnung der Wirtschaftsförderungen mit der entsprechenden Einrichtung des Kreises Bergstraße zu prüfen.

1.2 Verwaltung  

Interkommunale Zusammenarbeit umfasst auch Verwaltungsleistungen. Um Kosten zu sparen und notwendige Verschlankungen der Verwaltungen durchzuführen, müssen Leistungen, die ihm Hintergrund angesiedelt sind, interkommunal neu aufgestellt werden. 
Im Bereich der Kämmereien kann eine Kooperation dahingehend stattfinden, dass Steuerbescheide zentral und nicht mehr in jeder Kommune eigenständig verfasst werden. Das gleiche gilt auch für Berechnungen zu Kleidergeld, Wohngeld oder anderen sozialen Leistungen.
Es ist zudem denkbar, dass auch im Bereich der Erstellung von Bescheiden zur Vollstreckung von Ordnungswidrigkeiten enger kooperiert werden kann. So könnte eine zentrale Stelle im Ried die „Blitzerinformationen“ auswerten und der entsprechenden Kommune zur Verfügung stellen. 
Auch eine Zusammenarbeit der Kommunen hinsichtlich der IT-Verwaltung ist vorstellbar. Zur gegenwärtigen Zeit moderner VPN-Verbindungen ist es möglich von einer zentralen IT-Stelle jegliche Computersysteme zu erreichen und aufkommende Probleme lösen zu können. Auch die sonstige computertechnische Arbeit lässt sich von einer zentralen Stelle bewältigen und bietet somit erhebliches Einsparpotential. 

Generell muss bei dem Punkt „Verwaltung“ auf die kommunalen Befindlichkeiten Rücksicht genommen werden. 
1.3 Bauhof

Um Kosten bei der Anschaffung von neuen Gerätschaften zu sparen, ist es denkbar, insbesondere im Gebiet zwischen Lampertheim und Bürstadt die Bauhöfe dieser beiden Städte zusammengelegt vollständig neu aufzustellen. Dies ist jedoch nicht Gegenstand gegenwärtiger, sondern kann nur perspektiver Ausblick auf zukünftige Politik sein. 
Auch eine zukünftige gemeinsame Neuaufstellung der Bauhöfe Biblis und Groß-Rohrheim ist nicht ausgeschlossen. Hier können dieselben synergetischen Einspareffekte erzielt werden, wie bei einer Zusammenlegung der Bauhöfe Lampertheim und Bürstadt. Bei diesem Schritt ist es jedoch wichtig, dass bei einer Zusammenlegung es zu keinen personellen Kürzungen kommt. Vorrangig sind die Einsparungen hinsichtlich der Gerätschaften und der Gebäude im Vordergrund. 

Bereits jetzt ist es denkbar, die Ausleihe von Maschinen zwischen den Kommunen zu organisieren, um Auslastungszeiten zu erhöhen und Kosten für Neuanschaffungen zu sparen.
1.4 Kläranlage & Müllentsorgung
Eine gemeinsame Kläranlage für das Ried erscheint eine sinnvolle Lösung, die jedoch endlich eines einheitlich und klar formulierten Willens aller vier Kommunen des Mittelzentrum Rieds bedarf. Die Kläranlage sollte folgerichtig alle vier Gemeinden des Rieds umschließen. 
Um eine gleichmäßige Entfernung der Anlage von allen Gemeinden zu gewährleisten, ist der Lampertheimer Stadtteil Hofheim und hier speziell der Ausbau der dortigen Anlage ein denkbarer Standort. Sollten Biblis und Groß-Rohrheim definitiv kein Interesse an der Fortführung des Projektes haben, ist jedoch der Anschluss nach Mannheim für Bürstadt und Lampertheim eine denkbare Alternative, insofern von dort eine entsprechende Gebührenstabilität gewährleistet werden kann.
Um ein gleichlaufendes Vorgehen in Fragen der Müllentsorgung sicherzustellen ist ein Beitritt aller Kommunen zum ZAKB essentiell.

Die jetzt durch europäische Rechtsprechung eingeführte Mehrwertsteuerpflicht für interkommunale Leistungen zu Ungunsten der profitierenden Kommunen betrifft solche Vorhaben jedoch. Daher lehnen wir eine solche steuerliche Gleichstellung privatwirtschaftlicher und öffentlich-rechtlicher Körperschaften in dieser Form entschieden ab.
1.5 Schulen
Der Schulentwicklungsplan des Kreises Bergstraße gibt die Rahmenbedingungen der Schulentwicklung vor. Dieser bescheinigt bis zum Ende des angebrochenen Jahrzehnts noch eine Eigenständigkeit aller Schulen in den Städten, Gemeinden und Stadtteilen. 
Um diesen Zustand jedoch möglichst lang und insbesondere im Grundschulbereich bis hin zur Einzügigkeit fortzusetzen, erachten wir den Aufbau von Verbundschulen für notwendig. 
Zur Sicherstellung wohnortnaher Grundschulen und weiterführender Bildungseinrichtungen ist die Schaffung von Verbundschulen, beispielsweise zwischen der Nibelungenschule Hofheim und der Schule in den Weschnitzauen in Biblis sehr wichtig. Konkret könnte ein Teil der Klassenstufen am Standort Hofheim und der andere Teil am Standort Biblis unterrichtet werden. Eine wohnortnahe Schulstruktur ist ein wichtiger Standortfaktor für die Kommunen selbst, daher liegt hier eine interkommunale Zusammenarbeit nahe. 
Nicht unerheblich für diesen Punkt ist ein engagierter, parteiübergreifender Einsatz unserer Vertreter im Kreistag, da die Souveränität in schulischen Belangen beim Kreis liegt.  
1.6 Erneuerbare Energien und Umwelt
Die Energiewende in Deutschland ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Der Ausbau der erneuerbaren Energien soll nicht als Bürde sondern als Chance aufgefasst werden. So könnten die Kommunen im Ried eine interkommunale Studie zum Ausbau der Erneuerbaren Energien in Auftrag geben, um konkret vor Ort die Potentiale dafür festzustellen und zu nutzen. Hierbei sollen Fördermittel seitens des Landes und Bundes abgeschöpft werden. 
Eine Schlüsselrolle in diesem Prozess spielt Energieried. Dieses Unternehmen muss in öffentlicher Hand verbleiben, da so demokratisch kontrolliert die Energiewende in Eigenregie umgesetzt werden kann. 

Anhand der Ergebnisse kann eine Ausweisung gemeinsamer Flächen zur Nutzung Erneuerbarer Energien sinnvoll erscheinen. Auch die Schaffung eines bürgerfinanzierten Solarparks kann Anreize für Bürgerinnen und Bürger wecken, sich aktiv an der Energiewende zu beteiligen. Für bürgerfinanzierte Projekte wird die Rechtsform einer Genossenschaft bevorzugt. Mit der Energiegenossenschaft Starkenburg stünde hierbei ein im Ried verwurzelter und erfahrener Partner zur Verfügung.
Auch eine Erstellung energetischer Profile öffentlicher Gebäude innerhalb der Riedkommunen kann zu künftigen Einsparzwecken mit einer einhergehenden energetischen Sanierung sinnvoll scheinen. Hierfür muss im Einzelnen die Kosten-Nutzen-Relation aus langfristiger Sicht abgewogen werden.  
Da das Ziel der Energiewende die einhundertprozentige Abkehr von fossilen Energieträgern ist, sollen alle Kommunen gemeinsam die angedachte Ölförderung im Ried an allen Standorten ablehnen.

Um einen effektiven Erhalt von Natur und Ressourcen voranzutreiben ist eine interkommunale Biotopvernetzung angebracht. 

1.7. Breitbandversorgung
Eine schnelle Internetverbindung ist für Gewerbetreibende aber auch für Privathaushalte unverzichtbar. Befragungen zu Ansiedlungskriterien für Unternehmen aber auch für junge Familien zeigen, dass eine angemessen hohe Internetgeschwindigkeit eine immer größere Rolle Spiel. Diese ist jedoch in noch nicht allen Kommunen des Rieds verfügbar. Insbesondere in den Stadtteilen gibt es noch erhebliches Verbesserungspotential. Die interkommunal aufgelegte Machbarkeitsstudie war hierbei ein Schritt in die richtige Richtung, dem nun zeitnah Taten folgen müssen. Hierbei kann die Gelegenheit genutzt werden, über eine interkommunal gestaltete Vorgehensweise zum Ausbau der Breitbandversorgung zu befinden und diese umzusetzen.  In öffentlicher Regie kann hierbei der Ausbau eines Netzes erfolgen. Die einfache Erschließbarkeit des flachen Riedgebietes macht es möglich, hier recht kostengünstig baulich aktiv zu werden. Anschließend kann das Glasfasernetz, das ein Partner aus der Privatwirtschaft bauen und öffentliches Geld subventionieren und damit für den freien Markt öffnen kann, für interessierte DSL-Anbieter wie Unitymedia oder die Telekom bereitgestellt werden. Hierbei ist eine zeitnahe Umsetzung erforderlich, da ansonsten durch Privathaushalte abgeschlossene LTE-Verträge die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens gefährden. Da das Einzugsgebiet der beteiligten Gemeinden groß genug ist, dürfte eine öffentliche-private Partnerschaft hierbei auch aus Gesichtspunkten der wirtschaftlichen Attraktivität möglich sein.
 
2. Perspektiven fürs Ried
Als langfristige Zielsetzung der interkommunaler Zusammenarbeit kann es sein, in Zukunft eine Verwaltungsgemeinschaft Ried entstehen zu lassen. 
Alle Leistungen im Bereich „Bürgerservice“ sollen vor Ort in den lokalen Verwaltungen erhalten bleiben, insbesondere die Leistungen der Bürgerbüros. Verwaltungsarbeit, die vorrangig im Hintergrund abläuft (z.B. Erstellung von Steuerbescheiden, Bauhof, Vollstreckungswesen, Kläranlage, IT-Verwaltung), könnte künftig an einer zentralen Stelle im Ried gebündelt werden.  

Darüberhinaus muss der allgemeine Austausch der politischen Vertretungen in der Arbeitsgruppe Mittelzentrum Ried beibehalten werden. Ferner muss Rücksicht und Absprache zwischen den Kommunen herrschen. Im Zuge des demografischen Wandels wird der Siedlungsdruck hin zu Kommunen in der Größe des Mittelzentrums abnehmen. Daher dürfen Wohngebiete nicht gleichzeitig sondern mit Augenmaß in ausreichendem zeitlichen Abstand angegangen werden, um Rahmenbedingungen zu optimieren und eine angemessene Nachfrage zu generieren. Auch das ist interkommunale Zusammenarbeit.
Die formale Eigenständigkeit der einzelnen Kommunen bleibt bestehen, dies gilt insbesondere für die politischen Vertretungen. 

Die Responsivität dieser Verwaltungsform muss durch die jeweils in den Städten und Gemeinden sitzenden und gewählten Vertreter der Legislative, sowie an der Verwaltungsspitze (Bürgermeister) gewahrt werden.

Bereits heute ist es wichtig, dass sich die Kommunen bei politischen Entscheidungen, die die benachbarten Gemeinden tangieren, absprechen. Nur so kann langfristig ein konsequentes Einsparpotential erzielt werden. 
Auch eine gemeinsame Positionsvertretung der Riedkommunen gegenüber dem Bund und dem Land verleiht der Region ein ganz anderes Stimmgewicht. 
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